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I. Einleitung

Ein leitender Grundsatz für die Universitäten bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben ist die nationale und internatio-
nale Mobilität des wissenschaft lichen und künstlerischen 
Personals.1 Auch ist die Erhöhung der Internationalität 
und Mobilität durch internationale Kooperationen und 
durch gemeinsame Austauschprogramme für das wis-
senschaft liche und künstlerische Personal Inhalt der für 
die Steuerung und Finanzierung wichtigen Leistungsver-
einbarung.2 Diese gewünschte Mobilität ist dabei freilich 

1 § 2 Z 7 UG 2002.
2 § 13 Abs 2 lit h UG 2002.

keine Einbahnstraße, sodass auch ausländische For-
schende und Lehrende in Österreich an Tagungen und 
Kongressen teilnehmen, Bibliotheken aufsuchen, Gast-
professuren annehmen, Lehrveranstaltungen und Vor-
träge halten und in Forschungsgruppen mitwirken.

Arbeitsrechtlich lässt sich dieser interuniversitäre 
Austausch von Forscherinnen und Forschern im We-
sentlichen durch drei Konstruktionen bewerkstelligen:

• Einstellung: Die Forscherin oder der Forscher 
wird von der Empfangsuniversität vertraglich ge-
bunden, sei es als echte oder als freie Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer. Dabei ist es ohne Be-
lang, ob das Arbeitsverhältnis zur Heimatuniver-
sität unverändert aufrecht bleibt, teilweise redu-
ziert oder komplett ausgesetzt, also karenziert, 
oder gar beendet wird.

• Entsendung: Im Gegensatz zur Einstellung besteht 
zwischen der Wissenschaft lerin oder dem Wissen-
schaft ler und der Empfangsuniversität keinerlei 
Vertragsverhältnis. Sie oder er erbringt lediglich 
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im Rahmen ihres oder seines Beschäft igungsver-
hältnisses zur Heimatuniversität ihre oder seine 
Arbeitsleistung; dies eben nur am Ort der Emp-
fangsuniversität.

• Überlassung: Eine Mittelposition nimmt dabei die 
Überlassung ein, wo ebenfalls kein Vertragsver-
hältnis zwischen der Forscherin oder dem For-
scher und der Empfangsuniversität besteht, aber 
die Heimatuniversität – anders als bei der Entsen-
dung – die Arbeitskraft  ihrer Arbeitnehmerin 
oder ihres Arbeitnehmers der Empfangsuniversi-
tät zur Verfügung stellt.

Im Folgenden konzentrieren sich die Ausführungen auf 
Bürgerinnen und Bürger eines Mitgliedstaates des EWR 
oder der Schweiz, die an einer österreichischen Univer-
sität forschen und/oder lehren.

II. Einstellung

Wird eine ausländische Forscherin oder ein ausländi-
scher Forscher von einer österreichischen Universität ei-
gens eingestellt, sei es als echte oder freie Arbeitnehmerin 
oder Arbeitnehmer, sei es befristet oder unbefristet, so 
fi ndet auf diese Beschäft igung österreichisches Recht An-
wendung. Ob dabei im Ausland ein weiteres Arbeitsver-
hältnis besteht, ist dafür nicht relevant. Insofern bestehen 
arbeitsrechtlich keine Unterschiede zu einem regulär an 
einer österreichischen Universität Beschäft igten; so ist 
für das Arbeitsverhältnis uneingeschränkt auch der Uni-
versitäten-KollV3 zu berücksichtigen, auch wenn die aus-
ländische Forscherin oder der ausländische Forscher 
nicht Mitglied des ÖGB ist, weil auch für Außenseiter die 
Rechtswirkungen eines KollV eintreten.4

Arbeitsrechtlich fällt für die Zulässigkeit dieser Be-
schäft igung der Blick auf das AuslBG, wenn die For-
scherin oder der Forscher die österreichische Staatsbür-
gerschaft  nicht besitzt. Doch die Bestimmungen des 
AuslBG fi nden gleich aus zwei Gründen keine Anwen-
dung: Zum einen gelten sie nicht für Ausländer, die auf-
grund eines Rechtsaktes der EU Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit genießen,5 zum anderen sind sie generell nicht 
auf Ausländer in öff entlichen und privaten Einrichtun-
gen und Unternehmen hinsichtlich ihrer wissenschaft -
lichen Tätigkeit in der Forschung und Lehre, in der Ent-
wicklung und der Erschließung der Künste sowie in der 
Lehre der Kunst anzuwenden.6 Dieses Forscherprivileg 
gilt auch für deren Ehegatten und Kinder. 

Freilich benötigt die ausländische Forscherin oder 
der ausländische Forscher einen Aufenthaltstitel, um 
sich überhaupt rechtmäßig in der Republik Österreich 
aufzuhalten. Für Bürgerinnen und Bürger eines Mit-

3 KollV für ArbeitnehmerInnen der Universitäten.
4 §  12 Abs  1 ArbVG; Schöberl in Pfeil (Hrsg), Personal-

recht der Universitäten (2010) § 2 KollV Rz 11.
5 § 1 Abs 2 lit l AuslBG.
6 § 1 Abs 2 lit i AuslBG.

gliedstaates des EWR oder der Schweiz ist dies grund-
sätzlich kein Problem; diese müssen lediglich bei einem 
Aufenthalt von länger als drei Monaten der Fremden-
behörde ihre Eigenschaft  als Arbeitnehmerin oder 
Arbeitnehmer nachweisen.7 

Grundsätzlich sind auch die von einer österreichi-
schen Universität eingestellten Forscherinnen und For-
scher, die aus dem Ausland kommen, dem österreichi-
schen Sozialversicherungsrecht unterworfen. Für EWR-
Bürgerinnen und EWR-Bürger, die der Koordinie-
rungs-VO8 unterliegen, gelten jedoch für alle ihre Er-
werbstätigkeiten grundsätzlich die Rechtsvorschrift en 
nur eines Mitgliedstaates.9 Damit soll bei Beschäft igun-
gen in verschiedenen Mitgliedstaaten insb eine doppel-
te Beitragsleistung vermieden werden. Bei Vorliegen 
mehrerer Beschäft igungsverhältnisse wird – anders als 
im Arbeitsrecht – nicht für jedes Beschäft igungsverhält-
nis separat angeknüpft , sondern auf die gesamte Berufs-
tätigkeit der betreff enden Person abgestellt.10 Verbleibt 
der Wohnsitz der ausländischen Forscherin oder des 
ausländischen Forschers in ihrem oder seinem Heimat-
staat und übt sie oder er dort einen wesentlichen Teil 
ihrer oder seiner Tätigkeit aus, so unterliegt sie oder er 
auch für die Beschäft igung an der österreichischen Uni-
versität sozialrechtlich den Rechtsvorschrift en ihres 
oder seines Wohnsitzstaates.11 Dementsprechend hat 
die österreichische Universität das ausländische Sozial-
recht zu beachten. Zur Erleichterung kann aber gem 
Art 21 Abs 2 Durchführungs-VO12 mit der Forscherin 
oder dem Forscher vereinbart werden, dass diese oder 
dieser die Pfl ichten der österreichischen Universität als 
Arbeitgeberin zur Zahlung der Beiträge wahrnimmt, 
sofern die Universität keine Niederlassung im ausländi-
schen Wohnsitzstaat unterhält.13

Der „wesentliche Teil“ wird quantitativ bestimmt, 
wobei als Orientierungskriterien die Arbeitszeit und/
oder das Arbeitsentgelt herangezogen werden; entfallen 
dabei mehr als 25% der gesamten Arbeitszeit und/oder 
des gesamten Entgelts auf das ausländische Beschäft i-
gungsverhältnis, so wird ein wesentlicher Teil der Tätig-
keit im ausländischen Wohnsitzstaat ausgeübt, selbst 
wenn in Österreich die Tätigkeit umfangreicher wäre;14 
daher gilt das ausländische Sozialrecht auch dann, wenn 
die Tätigkeit in Österreich zB gar 70%, jene im ausländi-
schen Wohnsitzstaat bloß 30% der Gesamttätigkeit um-

7 § 51 Abs 1 Z 1 NAG.
8 VO (EG) 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der 

sozialen Sicherheit, ABl L 2004/166, 1 idF ABl L 2013/346, 27.
9 Art 11 Abs 1 Koordinierungs-VO.
10 Steinmeyer in Fuchs (Hrsg), Europäisches Sozialrecht6 

(2013) Art 13 VO 883/2004 Rz 5.
11 Art 13 Abs 1 lit a Koordinierungs-VO.
12 VO (EG) 987/2009 zur Festlegung der Modalitäten für 

die Durchführung der Verordnung (EG) 883/2004 über die 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, ABl L 
2009/284, 1 idF ABl L 2013/346, 27.

13 Art 21 Abs 2 Durchführungs-VO.
14 Art 14 Abs 8 Durchführungs-VO.
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fasst.15 Sollte jedoch im Heimatstaat nicht ein wesentli-
cher Teil der Gesamttätigkeit, also weniger als 25%, er-
bracht werden, dann unterliegt die Forscherin oder der 
Forscher zur Gänze den österreichischen Sozialrechts-
vorschrift en,16 was auch die ausländische Heimatuni-
versität betrifft  , weil für deren Beschäft igungsverhältnis 
dann ebenfalls österreichisches Sozialrecht gilt. Für die 
Feststellung, wessen Rechtsvorschrift en zur Anwen-
dung kommen, hat gem Art 16 Abs 1 Durchführungs-
VO die ausländische Forscherin oder der ausländische 
Forscher die Tatsache, dass sie oder er in zwei Mitglied-
staaten des EWR oder in der Schweiz eine Tätigkeit aus-
übt, ihres oder seines zuständigen Trägers der sozialen 
Sicherheit ihres oder seines Wohnsitzstaates mitzutei-
len. Dieser legt – ggf unter Hinzuziehung des österrei-
chischen Sozialversicherungsträgers – die anzuwenden-
den Rechtsvorschrift en fest. 

Für ausländische Forscherinnen und Forscher, die an 
ihrer heimatlichen Universität als Beamtin oder Beamter 
tätig sind, erfolgt die Anknüpfung einfacher: Diese unter-
liegen generell mit ihrer Gesamttätigkeit den Sozial-
rechtsvorschrift en jenes Mitgliedstaates, dem die sie be-
schäft igende Verwaltungseinheit gehört.17

III. Entsendung

Die Entsendung ist dadurch gekennzeichnet, dass die 
ausländische Forscherin oder der ausländische Forscher 
in Österreich ihre oder seine Arbeitsleistung erbringt, 
ohne eine eigene Vertragsbeziehung zur österreichi-
schen Universität zu haben; sie oder er erfüllt vielmehr 
ihre oder seine Arbeitspfl icht zu ihrer oder seiner aus-
ländischen Forschungseinrichtung, welche sie oder ihn 
beschäft igt. Dabei bedarf es keiner konkreten Weisung 
des heimatlichen Arbeitgebers, sondern die Forscherin 
oder der Forscher wird schon dann entsandt, wenn sie 
oder er von sich aus sich dazu entschließt, vorüberge-
hend in Österreich zu forschen oder zu lehren.

Haben die Forscherin oder der Forscher und ihr oder 
sein Arbeitgeber keine eigene Rechtswahl vereinbart, 
unterliegt gem Art 8 Abs 2 S 1 Rom-I-VO18 der Arbeits-
vertrag dem Recht jenes Staates, in dem die Forscherin 
oder der Forscher gewöhnlich ihre oder seine Arbeit 
verrichtet, somit am Ort ihrer oder seiner Heimatuni-
versität. Dieser gewöhnliche Arbeitsort wechselt auch 
nicht, wenn die Arbeit vorübergehend in einem ande-

15 Vgl Spiegel in Mosler/Müller/Pfeil (Hrsg), Der SV-
Komm §  3 ASVG Rz 76; Pöltl in Spiegel (Hrsg), Zwischen-
staatliches Sozialversicherungsrecht, Art 14 VO 987/2009 Rz 
50 ff .

16 Art 13 Abs 1 lit b sublit iii Koordinierungs-VO.
17 Art 13 Abs 4 Koordinierungs-VO.
18 VO (EG) 593/2008 über das auf vertragliche Schuldver-

hältnisse anzuwendende Recht, ABl L 2008/177, 6 idF ABl L 
2009/309, 87.

ren Staat verrichtet wird,19 weshalb auch für die Zeit der 
vorübergehenden Tätigkeit an der österreichischen 
Universität das Beschäft igungsverhältnis zur ausländi-
schen Heimatuniversität weiterhin dem ausländischen 
Arbeitsvertragsstatut unterliegt. Zwar kann für die Zeit 
der Entsendung das österreichische Recht vereinbart 
werden, doch würde dies aus Sicht des ausländischen 
Arbeitgebers wenig bringen, denn der Schutzstandard 
des ausländischen Arbeitsrechts darf durch die freie 
Rechtswahl nicht unterschritten werden;20 im Ergebnis 
würde die Rechtswahl zur Anwendung der jeweils für 
die Forscherin oder den Forscher günstigeren Norm aus 
beiden Rechtsordnungen führen.

Vorübergehend ist der Auslandseinsatz dann, wenn 
von der Forscherin oder vom Forscher erwartet wird, 
dass sie oder er nach ihrem oder seinem Arbeitseinsatz 
in Österreich ihre oder seine Arbeit an der Heimatuni-
versität wieder aufnimmt.21 Dafür sind ein Rückkehr-
wille der Forscherin oder des Forschers und ein Rück-
rufwille der Heimatuniversität maßgebend. Für den 
Entsendebegriff  nicht von Bedeutung ist hingegen die 
Dauer der vorübergehenden Tätigkeit außerhalb des 
Heimatstaates; Art 8 Abs 2 S 2 Rom-I-VO kennt weder 
eine Höchst-22 noch eine Untergrenze.23 Das Gegenteil 
der vorübergehenden Entsendung ist nicht der dauer-
haft e, sondern vielmehr der endgültige Arbeitseinsatz.24

Anderes gilt im Sozialversicherungsrecht: Zwar be-
steht im Fall der Entsendung ebenso keine Einbindung 
in das österreichische Sozialversicherungsrecht, sodass 
die ausländische Forscherin oder der ausländische For-
scher weiterhin im System der sozialen Sicherheit ihres 
oder seines Heimatstaates verbleibt, doch es fi ndet ein 
Wechsel in das österreichische ASVG statt, falls die vor-
aussichtliche Dauer der Entsendung 24 Monate über-
schreitet.25 Ebenso unterliegt eine nach Österreich ent-
sandte ausländische Forscherin oder ein nach Öster-
reich entsandter ausländischer Forscher von Anfang an 
für die Zeit ihrer oder seiner Entsendung dem österrei-
chischen Sozialversicherungsrecht, wenn sie oder er 
eine oder mehrere andere entsandte Personen in deren 
Tätigkeit ablöst, etwa wenn eine Lehrveranstaltung ab-
wechselnd von mehreren Lehrenden gehalten werden 
soll, und so eine Gesamtentsendungsdauer von 24 Mo-
naten überschritten wird. Diese Zusammenrechnungs-
regel des Art 12 Abs 1 Koordinierungs-VO ist als Be-
stimmung zur Verhinderung von Missbrauch eng aus-
zulegen, sodass der Grund für die Ablösung in dieser 

19 Art 8 Abs 2 Satz 2 Rom-I-VO.
20 Art 8 Abs 1 Rom-I-VO.
21 ErwGr 36 Rom-I-VO.
22 Von Hein in Rauscher (Hrsg), Europäisches Zivilpro-

zess- und Kollisionsrecht EuZPR/EuIPR (2011) Art 8 Rz 50.
23 Vgl F. G. Burger, Arbeitszeit- und Entgeltrecht bei kurz-

zeitigen Auslandsdienstreisen, ZAS 2012/2, 4 (5).
24 Vgl F. G. Burger in Reissner/Neumayr (Hrsg), Zeller 

Handbuch Arbeitsvertrags-Klauseln (2010) Rz 5.20.
25 Art 12 Abs 1 Koordinierungs-VO.
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24-monatigen Höchstdauer liegen muss, weshalb bspw 
die Ablösung einer dauerhaft  erkrankten Arbeitnehme-
rin oder eines dauerhaft  erkrankten Arbeitnehmers 
nicht zusammenzurechnen ist.26 Von der Höchstdauer 
können auf Antrag die in-27 und ausländischen Behör-
den eine Ausnahme vereinbaren.28

Auch wenn für die gesamte Dauer der vorübergehen-
den Tätigkeit an der inländischen Universität auf das Be-
schäft igungsverhältnis weiterhin das ausländische 
Arbeitsrecht Anwendung fi ndet, kann das österreichische 
Arbeitsrecht nicht zur Gänze ausgeblendet werden. Denn 
gem Art 9 Rom-I-VO durchbrechen österreichische Ein-
griff snormen das ausländische Arbeitsvertragsstatut und 
sind daher jedenfalls, also auch für einen Entsendungsfall, 
zu berücksichtigen. Eine Eingriff snorm ist dabei eine 
zwingende Vorschrift , deren Einhaltung von Österreich 
als entscheidend für die Wahrung seines öff entlichen Inte-
resses, insb seiner sozialen und wirtschaft lichen Organi-
sation, angesehen wird. Bei diesen Eingriff snormen han-
delt es sich daher um staatliche Lenkungsvorschrift en von 
ordnungspolitischer Bedeutung mit Zwangscharakter,29 
der sich häufi g durch eine Strafsanktion bei Normverlet-
zung ausdrückt. Nach anderer Lesart lassen sich als Ein-
griff snormen Bestimmungen ansehen, deren Beachtung 
unabhängig von den Vertragsparteien von einer Behörde 
einseitig erzwungen werden können, die elementare An-
liegen der Bewohner des Staates sichern und nicht zur 
Disposition der Vertragsparteien stehen.30

Zu den Eingriff snormen werden insb die Vorschrif-
ten des Arbeitnehmerschutzes, so der Gefahren-, Ju-
gendlichen-, Behinderten-, Frauen- und Mutterschutz, 
gezählt, sowie auch die öff entlich-rechtlichen Normen 
des Arbeitszeitschutzes.31 Dementsprechend sind – 
auch bei einer bloß kurzfristigen, etwa eintägigen Ent-
sendung – jedenfalls die Feiertagsregelungen, Mindest-
ruhezeiten und zulässigen Höchstarbeitszeitgrenzen zu 
berücksichtigen; letztere sind aber für das wissenschaft -
liche und künstlerische Personal an Universitäten ohne-
hin so weit gestreckt, wie es die Arbeitszeit-RL32 noch 
zulässt.33 Zu den Eingriff snormen zählen aber auch die 
§§ 7a ff  AVRAG,34 welche die Vorgaben der Entsende-

26 Vgl Steinmeyer in Fuchs, Art 12 VO 883/2004 Rz 14.
27 Das ist der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 

Konsumentenschutz.
28 Art 16 Abs 1 Koordinierungs-VO. In der Praxis wird, 

wenn überhaupt, eine Ausnahme für maximal 5 Jahre verein-
bart; vgl Pöltl in Spiegel, Art 16 VO 883/2004 Rz 6 ff .

29 Schwimann, Grenzüberschreitender Wechsel des Be-
schäft igungsorts und arbeitsrechtliche Eingriff snormen, wbl 
1994, 217 (218, 222); ders, Internationales Privatrecht3 (2001) 
69.

30 Eichenhofer, Arbeitsbedingungen bei Entsendung von 
Arbeitnehmern, ZIAS 1996, 55 (69).

31 Vgl F. G. Burger in ZellHB AV-Klauseln Rz 5.36.
32 Richtlinie 2003/88/EG über bestimmte Aspekte der 

Arbeitszeitgestaltung, ABl L 2003/299, 9.
33 § 110 Abs 3 UG 2002.
34 Unstrittig, vgl etwa Kühteubl/Kozak, Arbeitnehmer-

RL35 umsetzen und in erster Linie Lohn- und Sozial-
dumping verhindern möchten. Mit dem Arbeits- und 
Sozialrechts-Änderungsgesetz 201436 wurden diese 
Normen umfassend geändert, die Änderungen traten 
bereits am 1.1.2015 in Kraft .

Vorauszuschicken ist, dass das AVRAG generell nur 
für Arbeitsverhältnisse gilt, die auf einem privatrechtli-
chen Vertrag beruhen.37 Damit sind vom Ausland aus 
entsandte Forscherinnen und Forscher, die zu ihrer 
Heimatuniversität in keiner privatrechtlichen Vertrags-
beziehung, sondern als Beamte in einer öff entlich-
rechtlichen Stellung stehen, von vornherein nicht den 
folgenden Vorschrift en unterworfen.38 Während bis 
zum 31.12.2014 alle kurzfristigen Entsendungen entwe-
der wegen Unterschreitens einer zeitlichen Grenze39 
oder aus wirtschaft lichen Gründen40 vom Anwen-
dungsbereich der §§  7a ff  AVRAG begriffl  ich ausge-
klammert wurden,41 werden seit 1.1.2015 nur jene kurz-
fristigen Arbeiten von geringem Umfang aus dem Ent-
sendungsbegriff  des AVRAG ausgenommen, die nun in 
§ 7b Abs 1a AVRAG42 erwähnt werden. So stellt etwa 
der Besuch von und die Teilnahme an Kongressen kein 
Fall einer Entsendung iSd AVRAG dar,43 sodass weder 
Vortragstätigkeiten ausländischer Wissenschaft lerin-
nen und Wissenschaft ler in Österreich noch Tagungs-
besuche dem AVRAG unterliegen. Ebenso ist die Teil-
nahme an Seminaren ohne Erbringung von weiteren 
Dienstleistungen ausgenommen.44 Dass damit auch an 
solche Seminare entsandte Vortragende oder Seminar-
leiter von diesem Ausnahmetatbestand erfasst sind, 
wenn diese Arbeitsleistung von inländischen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern nicht erbracht wer-
den kann, wie die Gesetzesmaterialien meinen,45 darf 
aber bezweifelt werden, denn dass es auf eine Konkur-
renzsituation zu inländischen Beschäft igten ankommen 

entsendung (2010) 85; Wolfsgruber in Neumayr/Reissner 
(Hrsg), Zeller Kommentar zum Arbeitsrecht2 (2011) § 7a AV-
RAG Rz 1; Verschraegen in Rummel (Hrsg), ABGB3 (2004) 
Art 6 EVÜ Rz 16.

35 Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeit-
nehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen, 
ABl L 1996/18, 1.

36 Art 1 BGBl I 2014/94.
37 § 1 Abs 1 AVRAG.
38 Vgl Binder, AVRAG2 (2010) § 1 Rz 8.
39 F. G. Burger, Arbeitszeit- und Entgeltrecht bei kurzzei-

tigen Auslandsdienstreisen, ZAS 2012/2, 4 (10); Binder, AV-
RAG2 § 7a Rz 8.

40 Rath, Entsendung – Erbringung einer fortgesetzten 
Arbeitsleistung in Österreich, ecolex 2014, 802 (805 f).

41 Argumento „zur Erbringung einer fortgesetzten Arbeits-
leistung“ in § 7a Abs 1 AVRAG aF; dazu krit Pfeil, Der grenz-
überschreitende Einsatz von Arbeitnehmern – Teil 2, DRdA 
2008, 124 (127).

42 Für Arbeitgeber ohne Sitz innerhalb des EWR kennt 
§ 7a Abs 1a AVRAG eine gleichlautende Aufzählung.

43 § 7b Abs 1a Z 4 AVRAG.
44 § 7b Abs 1a Z 2 AVRAG.
45 ErläutRV 319 BlgNR 25. GP 4.
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soll, ist aus dem Wortlaut des § 7b Abs 1a AVRAG allein 
nicht ableitbar. Weiters sind auch geschäft liche Bespre-
chungen ohne Erbringung von weiteren Dienstleistun-
gen, etwa von universitären Entscheidungsträgerinnen 
und -trägern, die zu Kooperationsgesprächen anreisen, 
ausgenommen. Off en bleibt hier die Frage, ob die Auf-
zählung des § 7b Abs 1a AVRAG taxativer Natur ist, was 
prima facie wegen des Wortlauts anzunehmen ist. Dies 
hätte zur Folge, dass auch bei einem kurzfristigen For-
schungsaufenthalt, etwa bei einem eintägigen Besuch 
einer inländischen Bibliothek, – anders als noch bis 
31.12.2014 – die Vorschrift en des AVRAG zur Entsen-
dung zu beachten sind.

Diese Vorschrift en des AVRAG zur Entsendung ver-
folgen im Wesentlichen zwei Ziele: Zum einen soll auch 
für die nach Österreich entsandten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer der soziale Mindeststandard garan-
tiert sein, der mit dem inländischer Beschäft igter ver-
gleichbar ist. Zum anderen soll eine behördliche Kont-
rolle zur Überprüfung, ob dieser Mindeststandard von 
der ausländischen Arbeitgeberin oder vom ausländi-
schen Arbeitgeber auch tatsächlich gewährt wird, prak-
tisch ermöglicht werden.

Die nach Österreich entsandten ausländischen For-
scherinnen und Forscher haben gegenüber ihrer Arbeit-
geberin oder ihrem Arbeitgeber für die Dauer der Ent-
sendung jedenfalls zwingend Anspruch auf46

• zumindest jenes Entgelt, das vergleichbaren Wis-
senschaft lerinnen und Wissenschaft lern gem Uni-
versitäten-KollV gebührt; tatsächlich von der ös-
terreichischen Universität ihrem wissenschaft li-
chen Personal gewährte Überzahlungen bleiben 
ebenso wie die Beiträge der Betrieblichen Mit-
arbeitervorsorge gem §  6 BMSVG oder Prämien 
nach dem BPG unbeachtlich;

• bezahlten Urlaub gem §  2 UrlG, sofern das 
Urlaubsausmaß nach den Rechtsvorschrift en des 
Heimatstaates geringer ist; wenn die Entsendung 
beendet ist, behält die ausländische Forscherin 
oder der ausländische Forscher den der Dauer der 
Entsendung entsprechenden aliquoten Teil auf 
den höheren Urlaubsanspruch; hingegen kein An-
spruch besteht auf weitergehende Urlaubsansprü-
che, die der Universitäten-KollV inländischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ein-
räumt, so insb auf eine 6. Urlaubswoche;47

• die Einhaltung der Arbeitszeitregelungen, wie sie 
im Universitäten-KollV festgelegt sind, so etwa die 
freie Wahl von Beginn und Ende der täglichen 
Arbeitszeit;48 die gesetzlichen Arbeitszeitregelun-
gen gelten ohnehin als Eingriff snormen, sofern es 
sich um öff entlich-rechtliche Vorschrift en han-
delt;

46 Vgl § 7b Abs 1 AVRAG.
47 § 19 Abs 7 und 7a Universitäten-KollV.
48 § 31 Abs 2 Universitäten-KollV.

• schließlich die Bereithaltung des Dienstzettels, wie 
er in der Nachweis-RL 91/533/EWG49 ausgestaltet 
ist.

Diese gewährten Ansprüche kann die ausländische For-
scherin oder der ausländische Forscher auch in Öster-
reich gerichtlich geltend machen.50

Zur zweiten Kategorie gelten folgende Vorschrift en, die 
die ausländische Arbeitgeberin oder der ausländische 
Arbeitgeber zu beachten hat:

• Spätestens eine Woche vor der jeweiligen Arbeits-
aufnahme in Österreich hat die ausländische 
Arbeitgeberin oder der ausländische Arbeitgeber 
die Entsendung der „Zentralen Koordinationsstelle 
für die Kontrolle der illegalen Beschäft igung nach 
dem Ausländerbeschäft igungsgesetz und dem 
Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz des Bun-
desministeriums für Finanzen“ (ZKO) zu melden.51 
Lediglich in Katastrophenfällen, bei unaufschieb-
baren Arbeiten und bei kurzfristig zu erledigenden 
Auft rägen kann diese Frist unterschritten werden, 
die Meldung ist aber jedenfalls unverzüglich vor 
Arbeitsaufnahme zu erstatten. Die Meldung erfolgt 
ausschließlich elektronisch via Internet, ihr Inhalt 
ist in §  7b Abs  4 AVRAG defi niert. Ausländische 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber,52 die diese Mel-
dung nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig 
erstatten, begehen eine Verwaltungsübertretung 
und sind pro Anlassfall mit Geldstrafe von € 500 bis 
€  5.000, im Wiederholungsfall von €  1.000 bis 
€ 10.000 zu bestrafen.53 Mangels Schuld ist die aus-
ländische Universität aber dann nicht zu bestrafen, 
wenn ihr die Unkenntnis des Forschungsaufenthal-
tes nicht fahrlässigerweise anzulasten ist. Die erfor-
derliche Sorgfalt gebietet es daher der ausländi-
schen Universität, ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aufzutragen, ihr jegliche Forschungsauf-
enthalte nach Österreich spätestens eine Woche 
vorher mitzuteilen, selbst wenn die Reisekosten von 
der Forscherin oder vom Forscher privat getragen 
werden, damit die ausländische Universität ihrer 
Meldepfl icht nachkommen kann. Eine Abschrift  
der Meldung an die ZKO ist der Forscherin oder 
dem Forscher zu überreichen oder in elektroni-
scher Form zur Verfügung zu stellen.

49 Richtlinie 91/533/EWG über die Pfl icht des Arbeitge-
bers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über die für sei-
nen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Be-
dingungen, ABl L 1991/288, 32.

50 § 4 Abs 1 lit e ASGG.
51 § 7b Abs 3 AVRAG.
52 Bzw deren nach außen vertretungsbefugte Organe oder 

verantwortliche Beauft ragte gem §  9 Abs  2 VStG; letztere 
sind gem § 7j Abs 1 AVRAG aber erst dann verwaltungsstraf-
rechtlich verantwortlich, wenn bereits vor Tatbegehung bei 
der ZKO eine schrift liche Mitteilung über die Bestellung 
samt einem Nachweis der Zustimmung der oder des Bestell-
ten eingelangt ist.

53 § 7b Abs 8 Z 1 AVRAG.



zfhr
2015, Heft 2

April

© Verlag Österreich 2015

F. Burger · Der grenzüberschreitende Austausch von Forschenden und Lehrenden40

• Die ausländische Universität hat als Arbeitgeberin 
für die Dauer der Entsendung am inländischen 
Arbeitsort, also an der inländischen Empfangs-
universität, diverse Unterlagen bereitzuhalten, in-
dem sie diese bspw ihrer Arbeitnehmerin oder 
ihrem Arbeitnehmer mitgibt. Zu diesen Unterla-
gen gehört eine Abschrift  oben erwähnter Mel-
dung an die ZKO, Unterlagen über die Anmel-
dung der Arbeitnehmerin oder des Arbeitneh-
mers zur Sozialversicherung in Form des Sozial-
versicherungsdokuments A1 gem Art  19 Abs  2 
Durchführungs-VO sowie die Lohnunterlagen.54 
Zu den Lohnunterlagen zählen der Arbeitsvertrag 
oder der Dienstzettel, Lohnzettel, Lohnzahlungs-
nachweise oder Banküberweisungsbelege, Lohn-
aufzeichnungen, Arbeitszeitaufzeichnungen und 
Unterlagen betreff end die Lohneinstufung zur 
Überprüfung des der entsandten Arbeitnehmerin 
oder dem entsandten Arbeitnehmer gebührenden 
Mindestentgelts. Diese Lohnunterlagen sind in 
deutscher Sprache bereitzuhalten, sodass die aus-
ländische Universität sich um eine Übersetzung 
kümmern muss.55 Die Nichtbereithaltung der 
Unterlagen steht unter Strafdrohung.56 Soweit für 
den Zeitraum der Entsendung (noch) keine Lohn-
unterlagen verfügbar sind, etwa weil das Gehalt 
noch nicht fällig ist und daher keine Banküber-
weisungsbelege vorliegen können, können diese 
auch nicht bereitgehalten werden.57

IV. Überlassung

Während bei einer Entsendung die österreichische Uni-
versität das Arbeitsergebnis der ausländischen Forsche-
rin oder des ausländischen Forschers entweder gar nicht 
oder nur als Auft ragswerk von der ausländischen Uni-
versität erhält, wird im Fall der Überlassung die Arbeits-
kraft  der Empfangsuniversität zur Verfügung gestellt; 

54 § 7b Abs 5 und § 7d Abs 1 AVRAG.
55 Zur Unionsrechtskonformität des vergleichbaren §  2 

Abs  3 dAEntG EuGH 18.7.2007, C-490/04, Kommission/
Deutschland, Slg 2007, I-6095; Felten, Maßnahmen zur Ein-
haltung der Mindestlohnbedingungen nach dem neuen 
Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz, wbl 2011, 
405 (410); Gagawczuk, Das Lohn- und Sozialdumping-Be-
kämpfungsgesetz, DRdA 2011, 473 (475); W. Wachter, Das 
Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSDB-G), in 
Wachter/Burger (Hrsg), Aktuelle Entwicklungen im Arbeits- 
und Sozialrecht 2012 (2013) 149 (156 ff ); auf den unverhält-
nismäßigen Kostenaufwand hinweisend Kühteubl/Wieder, 
Das neue Lohn- und SozialdumpingbekämpfungsG, ZAS 
2011/36, 208 (211).

56 Für die Meldung an die ZKO und dem Sozialversiche-
rungsdokument A1 fi ndet sich die Strafdrohung in § 7b Abs 8 
Z 3 AVRAG, für die Lohnunterlagen in § 7d Abs 4 Z 1 AV-
RAG.

57 Vgl ErläutRV 319 BlgNR 25. GP 7.

diese kann als sog Beschäft igerin unmittelbar auf die 
ausländische Forscherin oder den ausländischen For-
scher zugreifen, ohne mit ihr oder ihm in einer Ver-
tragsbeziehung zu stehen. Die ausländische Universität 
bleibt weiterhin Arbeitgeberin und wird als Überlasse-
rin bezeichnet.

Die Grenzziehung zwischen Entsendung und Über-
lassung ist mitunter schwierig,58 wenn es nur auf das 
Arbeitsergebnis selbst ankommt, das an der österreichi-
schen Universität erbracht werden soll. So kann die ös-
terreichische Universität von der ausländischen Bil-
dungseinrichtung bspw eine bestimmte Lehrveranstal-
tung einkaufen, die dann eine nach Österreich entsand-
te Arbeitnehmerin oder ein entsandter Arbeitnehmer 
der ausländischen Bildungseinrichtung abhält; diesfalls 
schuldet die ausländische Bildungseinrichtung die 
Lehrveranstaltung als von den anderen Lehrveranstal-
tungen der österreichischen Universität unterscheidba-
res Werk, das sie mit Hilfe ihrer eigenen Beschäft igten 
vor Ort in Österreich anfertigt. Die österreichische Uni-
versität kann aber auch die Arbeitskraft  von der auslän-
dischen Bildungseinrichtung einkaufen und diese zur 
Abhaltung einer Lehrveranstaltung als eigene Aufgabe 
einsetzen; diesfalls schuldet die ausländische Bildungs-
einrichtung kein Werk, denn die österreichische Uni-
versität erstellt sich mit der überlassenen Arbeitskraft  
ihr eigenes. Dabei muss die Überlassung nicht zwin-
gend entgeltlich sein, es kann die ausländische Bil-
dungseinrichtung die eigenen Arbeitskräft e auch un-
entgeltlich oder im Rahmen eines Austauschprogramms 
der österreichischen Universität überlassen. Zwar wird 
eine Überlassung durch die Eingliederung der oder des 
fremden Beschäft igten in den Betrieb des Beschäft igers 
erkennbar, doch ist diese Eingliederung bloß Indiz der 
Überlassung, nicht aber ihre Voraussetzung. So liegt 
gem §  4 Abs  2 Z  1 AÜG auch eine Überlassung vor, 
wenn die Arbeitskräft e ihre Arbeitsleistung zwar im Be-
trieb der Werkbestellerin oder des Werkbestellers in Er-
füllung von Werkverträgen erbringen, aber kein von 
den Produkten, Dienstleistungen und Zwischenergeb-
nissen der Werkbestellerin oder des Werkbestellers ab-
weichendes, unterscheidbares und der Werkunterneh-
merin oder dem Werkunternehmer zurechenbares 
Werk herstellen oder an dessen Herstellung mitwirken. 
Daher ist von einer Überlassung bspw auszugehen, 
wenn eine ausländische Forscherin oder ein ausländi-
scher Forscher in eine Forschungsgruppe der österrei-
chischen Universität integriert wird, um gemeinsam 
Forschungsleistungen zu generieren, die letztlich der 
österreichischen Universität zugerechnet werden und 
Eingang in deren Wissensbilanz fi nden, oder wenn eine 
ausländische Lehrende oder ein ausländischer Lehren-
der mit einer oder einem Beschäft igten der österreichi-
schen Universität eine gemeinsame Lehrveranstaltung 
abhält. In beiden Fällen ist das Arbeitsergebnis in For-

58 Vgl etwa Tomandl, Arbeitskräft eüberlassung2 (2014) 19 ff .
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schung und Lehre dem inländischen Arbeitgeber allein 
zurechenbar.

Für die Beurteilung, wessen Arbeits- und Sozial-
rechtsordnung für die Dauer der vorübergehenden 
grenzüberschreitenden Überlassung auf das Beschäft i-
gungsverhältnis zwischen der überlassenen Arbeitskraft  
und ihrer Arbeitgeberin oder ihrem Arbeitgeber An-
wendung fi ndet, gilt Gleiches wie im Fall der grenzüber-
schreitenden Entsendung: Soweit die Überlassung nicht 
länger als 24 Monate dauert, verbleibt die überlassene 
Arbeitskraft  in ihrer heimischen Sozialrechtsordnung. 
Auch gilt gem Art 8 Rom-I-VO grundsätzlich weiterhin 
das ausländische Arbeitsrecht. Und es sind auch bei der 
Überlassung die österreichischen Eingriff snormen von 
der ausländischen Universität zu beachten, wie insb die 
öff entlich-rechtlichen Vorschrift en des Arbeitnehmer-
schutzes.

Zum Unterschied zur Entsendung sind aber nicht die 
§§ 7a ff  AVRAG anzuwenden,59 sondern es gilt das AÜG 
als Eingriff snorm.60 Dieses wiederum ist – anders als 
das AVRAG61 – nicht nur auf die Überlassung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, sondern auch 
auf die Überlassung von arbeitnehmerähnlichen Perso-
nen anzuwenden.62 Ähnlich wie im Entsendungsfall 
trägt das AÜG zum Schutz der überlassenen Arbeits-
kraft  bei. So ist für jede Überlassung die ausdrückliche 
Zustimmung der oder des Beschäft igten zur Überlas-
sung erforderlich.63 Auch sind bestimmte Vereinbarun-
gen und Bedingungen gem § 11 Abs 2 AÜG verboten, 
so etwa eine Vertragsbefristung ohne sachliche Recht-
fertigung oder die Verkürzung von Verfalls- oder Ver-
jährungsvorschrift en. Zwar führt eine Missachtung die-
ser Verbote zur Teilnichtigkeit der Vereinbarung,64 
doch gilt § 11 Abs 2 AÜG nur für die Dauer der grenz-
überschreitenden Überlassung, sodass nach Rückkehr 
der überlassenen Forscherin oder des überlassenen For-
schers an ihre oder seine Heimatuniversität sie oder er 
sich nicht mehr auf diese Eingriff snorm berufen kann. 
Wird aber für die Dauer der Überlassung seitens der 
ausländischen Universität die Einhaltung dieser unzu-
lässigen Vertragsklauseln verlangt, ist diese mit Geld-
strafe von € 1.000 bis zu € 5.000 zu bestrafen.65

Für die Dauer der Überlassung gewährt das AÜG der 
überlassenen Arbeitskraft  gewisse Mindestansprüche, 
die die ausländische Arbeitgeberin oder der ausländi-
sche Arbeitgeber zu erfüllen hat:

• So hat gem §  10 Abs  1 AÜG die überlassene 
Arbeitskraft  einen Mindestanspruch auf das im 

59 Ausgenommen die Bereithaltung der Lohnunterlagen 
gem § 7d AVRAG.

60 § 1 Abs 5 AÜG.
61 Binder, AVRAG2 § 1 Rz 7.
62 § 3 Abs 4 AÜG.
63 § 2 Abs 2 AÜG.
64 Schindler in Neumayr/Reissner (Hrsg), Zeller Kom-

mentar zum Arbeitsrecht2 (2011) § 11 AÜG Rz 12.
65 § 22 Abs 1 Z 1 lit a AÜG.

Beschäft igerbetrieb vergleichbaren Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern für vergleichbare Tä-
tigkeiten zu zahlende kollektivvertragliche oder 
gesetzlich festgelegte Entgelt. Damit erhalten 
überlassene Forscherinnen und Forscher die glei-
che Mindestentgeltgarantie wie nach Österreich 
entsandte Forscherinnen und Forscher.

• Auch haben grenzüberschreitend überlassene 
Arbeitskräft e zwingend Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung bei Krankheit oder Unfall einschließlich 
der Ansprüche bei Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses, bei Feiertagen und bei Dienstverhinde-
rung aus sonstigen wichtigen persönlichen Grün-
den in der für vergleichbare Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer gültigen Dauer und Höhe.66

• Für die aus dem Ausland überlassenen Forscherin-
nen und Forscher gelten während der Überlassung 
nicht nur die öff entlich-rechtlichen Höchstarbeits-
zeitregelungen des §  110 UG 2002 als Eingriff s-
norm, sondern auch die Bestimmungen, die sich 
im Universitäten-KollV auf Aspekte der Arbeitszeit 
beziehen.67 Zum Unterschied zur Entsendung hat 
die ausländische Universität als Arbeitgeberin auf 
das Arbeitsverhältnis zu ihren überlassenen 
Arbeitskräft en auch jene arbeitszeitrechtlichen Be-
stimmungen in Betriebsvereinbarungen anzuwen-
den,68 die von der österreichischen Universität ab-
geschlossen wurden. Ähnliches gilt auch für den 
Urlaubsanspruch: Während für die Dauer der 
Überlassung die ausländische Forscherin oder der 
ausländische Forscher den gesetzlichen Mindest-
urlaubsanspruch gem §  2 UrlG – wie im Entsen-
dungsfall – genießt,69 stehen ihr oder ihm zusätz-
lich – im Unterschied zu entsandten Forscherinnen 
und Forscher – auch die im Universitäten-KollV 
sowie in evt bestehenden Betriebsvereinbarungen 
der österreichischen Universität vorgesehenen wei-
tergehenden Urlaubsansprüche zu.

• § 10a Abs 2 Z 2 und 3 AÜG sehen auch einen Kün-
digungsschutz vor, wonach die für vergleichbare 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gültigen 
Kündigungsfristen und Kündigungstermine sowie 
die Normen über den besonderen Kündigungs- 
und Entlassungsschutz zu beachten und ggf eine 

66 § 10a Abs 2 Z 1 AÜG.
67 § 10 Abs 3 AÜG.
68 Während die genaue Abgrenzung der „sonstigen im Be-

schäft igungsbetrieb geltenden verbindlichen Bestimmungen 
allgemeiner Art“ (§ 10 Abs 3 AÜG) noch höchst umstritten 
ist, unterfallen (echte) Betriebsvereinbarungen unstrittig die-
ser Rechtsquellengruppe; vgl dazu näher jüngst F. G. Burger, 
Entgeltschutz, Gleichstellungsanspruch und Diskriminie-
rungsschutz überlassener Arbeitskräft e, in Resch (Hrsg), 
Neuerungen bei der Arbeitskräft eüberlassung (2014) 65 
(72 ff ) mwN; Eypeltauer, Arbeitskräft eüberlassung: Nur Be-
dachtnahme auf echte Betriebsvereinbarungen beim Be-
schäft iger? ecolex 2014, 68.

69 § 10a Abs 1 AÜG.
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Kündigungsentschädigung zu zahlen ist. Diese 
Schutznormen betreff en aber nur die Beendigung 
des Rechtsverhältnisses mit der ausländischen 
Universität, nicht die Beendigung der Überlas-
sung; wird daher der Arbeitsvertrag erst nach 
Rückkehr der überlassenen Arbeitskraft  im Hei-
matstaat beendet, kann die überlassene Arbeits-
kraft  sich nicht mehr auf § 10a Abs 2 Z 2 und 3 
AÜG berufen.

Gem dem seit 1.1.2013 bestehenden § 10a Abs 3 AÜG70 
sind die für gewerblich überlassene Arbeitskräft e in Ös-
terreich geltenden KollV71 auch auf aus dem Ausland 
nach Österreich überlassene Arbeitskräft e anzuwenden. 
Noch ungeklärt ist dabei, ob dies nur für gewerbliche 
Überlassungen gilt72 oder auch für nichtgewerbliche,73 
wie dies beim Austausch von Forscherinnen und For-
schern der Fall ist. Relevant ist diese Frage weniger für 
das Mindestentgelt, weil der Universitäten-KollV idR 
höhere Mindestgehälter vorsieht, bedeutend ist sie aber 
bspw für einen Anspruch auf Ersatz der Reisekosten, 
weil der einschlägige Gewerbe-KollV einen solchen An-
spruch grundsätzlich kennt,74 der Universitäten-KollV 
hingegen nicht, und weil Aufwandsentschädigungen 
nicht als Entgelt iSd § 10 Abs 1 AÜG verstanden werden 
können.

Auch hat die ausländische Universität als Arbeitge-
berin Informationspfl ichten zu erfüllen, die mit den 
Pfl ichten bei einer Entsendung vergleichbar, mitunter 
aber weitreichender sind:

• Gleich wie bei der Entsendung hat die ausländi-
sche Universität als Arbeitgeberin spätestens eine 
Woche vor der Arbeitsaufnahme in Österreich die 
geplante Überlassung der ZKO elektronisch zu 
melden.75 Der Strafrahmen ist mit der Meldung 
im Entsendungsfall identisch.76

• Die ausländische Universität hat der Forscherin 
oder dem Forscher vor ihrer oder seiner ersten 
Überlassung nach Österreich einen Dienstzettel 
auszustellen, der die in § 11 Abs 1 AÜG genannten 
Angaben enthalten muss. Solange kein Dienstzet-
tel ausgestellt und auch keine schrift liche Verein-

70 Eingefügt durch Art 1 Z 12 BGBl I 2012/98.
71 Das sind der KollV für Angestellte im Handwerk und 

Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consul-
ting; und für Arbeiterinnen und Arbeiter der KollV für das 
Gewerbe der Arbeitskräft eüberlassung.

72 So Schrank, Die wichtigsten Neuerungen zur Arbeits-
kräft eüberlassung (Teil 2), RdW 2013/87, 84 (87).

73 So F. G. Burger, Neues zum AÜG, in Wachter/Burger 
(Hrsg), Aktuelle Entwicklungen im Arbeits- und Sozialrecht 
2013 (2013) 1 (16); Slezak, Grenzüberschreitende Arbeitskräf-
teüberlassung und Sozial- und Weiterbildungsfonds nach der 
AÜG-Novelle 2012, in Resch, Arbeitskräft eüberlassung 145 
(149).

74 Vgl § 10 KollV für Angestellte im Handwerk und Ge-
werbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting.

75 § 17 Abs 2 AÜG.
76 Vgl § 22 Abs 1 Z 2 AÜG.

barung ausgehändigt wurde, die alle in § 11 Abs 1 
AÜG genannten Angaben enthält, ist die Forsche-
rin oder der Forscher nicht verpfl ichtet, der Über-
lassung Folge zu leisten. Die Überlassung ohne 
erforderliche Ausstellung des Dienstzettels ist 
strafb ar.77

• Weiters hat die ausländische Universität vor jeder 
einzelnen Überlassung die für die jeweilige Über-
lassung wesentlichen Umstände mitzuteilen und 
ehestmöglich schrift lich zu bestätigen.78 Zu diesen 
wesentlichen Umständen zählen insb der in Ös-
terreich anzuwendende Universitäten-KollV und 
die Einstufung in denselben, das für die Dauer der 
Überlassung gebührende Entgelt, wobei Grundge-
halt, Zulagen, Zuschläge und Sonderzahlungen 
jeweils getrennt auszuweisen sind, die Art der zu 
verrichtenden Arbeit, der genaue Zeitpunkt des 
Arbeitsantritts und der genaue Ort der Arbeits-
aufnahme in Österreich sowie die voraussichtliche 
Dauer der Überlassung. Die Missachtung dieser 
Mitteilungspfl icht ist nur dann strafb ar, wenn da-
durch die Gefahr eines Schadens für die Arbeits-
kraft  besteht;79 nicht erforderlich ist ein tatsächli-
cher Schadenseintritt, sodass bereits mögliche Be-
weisschwierigkeiten zum Bestehen der Gefahr 
eines Schadens führen.80

• Sofern die Überlassung an die österreichische 
Universität zumindest 3 Monate dauert, ist die 
ausländische Universität verpfl ichtet, der Forsche-
rin oder dem Forscher das Ende der Überlassung 
mindestens 14 Tage vor deren Ende mitzuteilen.81 
Die Missachtung dieser Mitteilungspfl icht steht 
hingegen nicht unter einer Strafdrohung. Freilich 
besteht diese Mitteilungspfl icht dann nicht, wenn 
das Ende der Überlassung auf objektiv unvorher-
sehbare Ereignisse zurückzuführen ist.

Der bedeutendste Unterschied in den Rechtsfolgen der 
Überlassung im Vergleich zur Entsendung besteht dar-
in, dass auch die österreichische Universität als Beschäf-
tigerin Pfl ichten zum Schutz der an sie überlassenen 
Arbeitskräft e unterworfen wird. Diese Schutzpfl ichten 
ergeben sich daraus, dass sie auf die ihr zur Verfügung 
gestellten Arbeitskräft e zugreift  und ihnen gegenüber 
wie eine weisungsgebende Arbeitgeberin auft ritt.
Zum einen hat die österreichische Empfangsuniversität 
die an sie überlassenen Arbeitskräft e hinsichtlich be-
stimmter Aspekte wie eigene Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zu behandeln:

• Dies betrifft   gem §  6 Abs  1 AÜG in erster Linie 
Arbeitnehmerschutzvorschrift en. Bei Missach-
tung kann die überlassene Arbeitskraft  rechtliche 
Konsequenzen aber in erster Linie gegenüber der 

77 § 22 Abs 1 Z 3 lit a AÜG.
78 § 12 Abs 1 AÜG.
79 § 22 Abs 1 Z 3 lit b AÜG.
80 So Schindler in ZellKomm2 § 22 AÜG Rz 8.
81 § 12 Abs 6 AÜG.
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ausländischen Universität ziehen, mit der sie ver-
traglich verbunden ist; entsprechend hat die aus-
ländische Universität die Überlassung auch unver-
züglich zu beenden, sobald sie weiß oder wissen 
muss, dass die österreichische Universität trotz 
Auff orderung ihre Arbeitnehmerschutzpfl ichten 
nicht einhält.82

• Gem §  6 Abs  3 AÜG sind der österreichischen 
Universität auch die Fürsorgepfl ichten der auslän-
dischen Arbeitgeberin überbürdet.

• Hinsichtlich der Beschäft igung der überlassenen 
Forscherin oder des überlassenen Forschers in Ös-
terreich ist die österreichische Universität eben-
falls an Gleichbehandlungsvorschrift en und Dis-
kriminierungsverbote gebunden.83 So darf die ös-
terreichische Universität die Überlassung nicht 
aus Gründen beenden, die auch zu einer diskrimi-
nierenden Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 
führen würden.84 Auch zählen die Anfechtungs-
tatbestände des § 105 Abs 3 Z 1 ArbVG zu diesen 
Diskriminierungsverboten.85 Im Falle einer Miss-
achtung bestehen Schadenersatzansprüche der 
diskriminierten Arbeitskraft  gegenüber der Emp-
fangsuniversität.

• Das DHG, das die Haft ung der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer erleichtert, wenn sie ihren 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern einen Scha-
den zufügen bzw diese seitens Dritter zum Scha-
denersatz herangezogen werden, gilt auch im Ver-
hältnis der österreichischen Universität und der 
an sie überlassenen Forscherinnen und Forscher.86 
Dass überlassene Arbeitskräft e in Wahrnehmung 
hoheitlicher Aufgaben, etwa bei der Vergabe von 
Noten in Lehrveranstaltungen, gegenüber dem 
Bund nur nach Maßgabe des OrgHG haft en, er-
gibt sich bereits aus § 49 Abs 4 UG 2002.

• Sollte die überlassene Arbeitnehmerin oder der 
überlassene Arbeitnehmer für mehr als 4 Jahre an 
die österreichische Universität überlassen werden, 
so hat die österreichische Universität ihre Leistungs-
zusage iSd §  2 Abs  1 BPG, die sie ihren eigenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erteilt hat, 
nach Ablauf des vierten Überlassungsjahres auch 
auf die überlassene Arbeitskraft  auszudehnen, so-
fern nicht eine vergleichbare Vereinbarung zwi-
schen der überlassenen Arbeitskraft  und der auslän-
dischen Universität besteht.87 Somit hat die österrei-

82 § 6 Abs 4 AÜG.
83 § 6a Abs 1 AÜG.
84 § 44 UG iVm § 4 Abs 1 und § 13 Abs 1 B-GlBG.
85 ErläutRV 1903 BlgNR 24. GP 3; Schörghofer, Zur Um-

setzung der Leiharbeits-RL im AÜG, ZAS 2012/61, 336 (338); 
Schlitzer, Die Umsetzung der Leiharbeitsrichtlinie, infas 
2013, 9 (11).

86 § 7 Abs 1 AÜG.
87 § 10 Abs 1a AÜG. Vgl zu den Voraussetzungen näher F. 

G. Burger in Wachter/Burger, Entwicklungen 2013, 3 (24 ff ).

chische Universität auch für langjährig überlassene 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entspre-
chende Pensionskassenbeiträge zu zahlen.

Zum anderen muss auch die österreichische Universität 
bestimmte Informationen zur Verfügung stellen:

• Sie hat über die an sie grenzüberschreitend über-
lassenen Arbeitskräft e Aufzeichnungen zu führen 
und mindestens fünf Jahre aufzubewahren.88 Die-
se Aufzeichnungen umfassen neben Beginn und 
Ende der Überlassung Vor- und Nach- oder Fami-
liennamen, Sozialversicherungsnummer, Ge-
burtsdatum, Geschlecht und Staatsangehörigkeit 
der überlassenen Arbeitskräft e.89

• Sie hat weiters in Wahrnehmung der ihr obliegen-
den Fürsorgepfl ichten die ausländische Forscherin 
oder den ausländischen Forscher über die maß-
geblichen Umstände der Beschäft igung nachweis-
lich zu informieren.90 Diese Information erfolgt 
zwar parallel zur Mitteilung der ausländischen 
Universität, löst aber die Informationspfl icht des 
ausländischen Überlassers nicht ab.91

• Damit die ausländische Universität als Arbeitge-
berin ihrer Pfl icht zur Mitteilung und zur Gewäh-
rung oben erwähnter Mindestansprüche nach-
kommen kann, hat die österreichische Universität 
entsprechende Informationen über die bei ihr gel-
tenden wesentlichen Arbeits- und Beschäft igungs-
bedingungen weiterzureichen,92 insb die einschlä-
gigen Betriebsvereinbarungen zur Verfügung zu 
stellen, zu denen die ausländische Universität 
sonst keinen Zugang besitzt.

• Die österreichische Universität muss – wiederum 
unter Strafdrohung93 – für etwaige behördliche 
Kontrollen Unterlagen über die Anmeldung der 
Arbeitskraft  zur Sozialversicherung in Form des 
Sozialversicherungsdokumentes A1 sowie die 
Vorab-Meldung der ausländischen Universität an 
die ZKO in geeigneter Form bereithalten oder zu-
gänglich machen.94 Weiters trifft   die österreichi-
sche Universität auch die Pfl icht, für die ihr zur 
Verfügung gestellten ausländischen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer die Lohnunterlagen 
gem §  7d AVRAG bereitzuhalten. Während im 
Entsendungsfall die Verpfl ichtung zur Bereithal-
tung dieser Unterlagen die ausländische Universi-
tät zu erfüllen hat, geht diese Pfl icht bei der Über-
lassung auf die inländische Universität über. Dafür 
hat die ausländische Universität die ZKO-Mel-
dung, das Sozialversicherungsdokument A1 und 
die Lohnunterlagen – wiederum in deutscher 

88 § 13 Abs 8 AÜG.
89 § 12 Abs 2 Z 1 und 3 AÜG.
90 § 12 Abs 3 AÜG.
91 Vgl Schindler in ZellKomm2 § 12 AÜG Rz 5.
92 § 12a AÜG.
93 § 22 Abs 1 Z 2 AÜG.
94 § 17 Abs 7 AÜG.
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Sprache – der österreichischen Universität nach-
weislich bereitzustellen. Sowohl die Bereithaltung 
der Lohnunterlagen durch die Empfangsuniversi-
tät als auch die Bereitstellung durch die Heimat-
universität ist strafb ewehrt.95

Und schließlich besteht bei der Überlassung auch eine 
gesetzliche Bürgschaft  der österreichischen Universi-
tät gem §  14 AÜG: Sie haft et für die gesamten der 
überlassenen Arbeitskraft  für die Beschäft igung an der 
österreichischen Universität zustehenden Entgeltan-
sprüche und die entsprechenden Sozialversicherungs-
beiträge als Bürge. Sollte sie alle evt vereinbarten Ver-
pfl ichtungen aus der Überlassung der ausländischen 
Universität nachweislich erfüllt haben, haft et sie nur 
als Ausfallsbürge.

V. Schluss

Der grenzüberschreitende Austausch von Forschen-
den und Lehrenden ist zwar aus Gründen der For-
schungsentwicklung höchst erwünscht, arbeits- und 
sozialrechtliche Implikationen sind aber unausweich-
liche Folgen. Besonders die grenzüberschreitende 
Überlassung von Wissenschaft lerinnen und Wissen-
schaft lern durch die ausländische Forschungseinrich-
tung führt zu einer erhöhten Verantwortung der öster-
reichischen Empfangsuniversität. Weil die bloße Ent-
sendung ausländischer Arbeitskräft e die österreichi-
sche Universität hingegen nicht berührt, ist eine sorg-
fältige Abgrenzung der Überlassung von der Entsen-
dung erforderlich. In beiden Fällen hat die ausländi-
sche Universität als Arbeitgeberin österreichische 
Eingriff snormen zu berücksichtigen und unterliegt 
auch behördlichen Melde- und Informationspfl ichten, 
deren Missachtung Geldstrafen bis zu €  50.000 pro 
Anlassfall zur Folge haben können. Aus Sicht der aus-

95 § 7i Abs 3 Z 2 und 3 AVRAG.

ländischen Universität ist die Karenzierung des 
Arbeitsverhältnisses oder Herabsetzung der Arbeits-
zeit unter gleichzeitiger Einstellung ihrer Forscherin 
oder ihres Forschers durch die österreichische Univer-
sität am unkompliziertesten: Für das rein österreichi-
sche Arbeitsverhältnis trägt die ausländische Universi-
tät keine Verantwortung mehr; lediglich sozialrecht-
lich ist sie von diesem – aus ihrer Sicht ausländischen 
– Arbeitsverhältnis berührt, wenn im Staat der auslän-
dischen Universität weniger als 25% der Gesamttätig-
keit ihrer Forscherin oder ihres Forschers verbleiben, 
denn diesfalls unterliegt auch ihr Arbeitsverhältnis 
dem österreichischen Sozialversicherungsrecht.

Summary: Cross-border exchange of researchers and teaching 
staff  is highly desirable but has inevitable implications for laws 
pertaining to labour and social welfare. Th e least complicated as-
pect is employment by the Austrian university with simultaneous 
unpaid leave or a break in the employment contract with the uni-
versity abroad, since the cross-border element may be  disregarded 
by both universities this way. It is simplest for the Austrian univer-
sity to assign researchers to it, as no contractual relationship exists: 
the researchers who have been assigned to a university act like any 
visitor. But when cross-border staff  members are assigned to an 
Austrian university, this leads to minimum guarantees and obliga-
tions to provide information on the part of the university abroad, 
which as the employer, is not allowed to disregard them according 
to Austrian law. In contrast, in the case of secondment – a combi-
nation of employment and assignment – both universities have to 
fulfi l obligations, as the researchers concerned remain in a con-
tractual relationship to their university over the border but are at 
the same time made available for work at an Austrian university.
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